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h. Verhandlungen des Großzen Nathes. wieder in die Sphäre verwiesen sei, in die er gehöre, d. h.
* 8 — in die Handelswelt, dort die Wedselstreuge nir ange

Sibung vom 19. September. (Schluß.) jochten, und gerade dehalbhmme er für Streichung, die
auch beschlossen wird, so daq nun die Aufrechnung binnen
der gesetlichen Frist gezogen werden kann.

z 4 sieht eine siebentagige Frist jür Wechselbestteitun
gen vor, die Hr. Räber als eine ganz außergewöhnliche

ansieht, er wünscht fünf Tage zu sagen. Hr. Umnberg
opponirt und weisst auf andere im Entwurfe vorkommende

siebentägige Fristen hin, während solche von fünf Tagen
fehlen. Hr. Adam Herzong ist jür fünf Tage. Rbstimmung:
eben Tage und z 4 so angenommen.

z8 ermachtigt den Gerichte prüsidenten, den Schuldner
anter gewissen Vedingungen von der Diposition des Wechsel

detrages zu entbinden. Die Hh. Ad. Herzog, Amberg und

dand. Herzog plädiren ziemlich lange gegen und für dessen
Fassung, um schließlich mit dem Großen Rathe den ganzen

anzunehmen.
z 6 jührt die siebentägigen Fristen wegen der Depo

ãtionepflicht, Vefreiung davon, Entscheid ec. weiler aus,

die Hr. Räber wieder anficht ind dafür 3 Tage, analog

dem Dringlichkeitsverfahren, seten will. Hr. Amberg oppo
nirt, worauf Hr. Raber, von Hrn. M. Schürmann unler

gügdt, an drei Tagen festhält. Hr. Hochstraßer ist für sicben
Tage, Hr. Jenni ebenfalls und so wird der z angenommen.

z8 7 uund 8, Wechselprozeß Vorschriften,werden ange
naommen, z 9, über Siillstand der Belreibung, ebenfalls.

Io0o sordert die Klage „längüens“ am 10. Tage nach
Anzeige c. Da ähnliche Fristen inz12 und 13 vor

ommen umnd überdieß mit z10 in Connexität stehen, be—

intragt Hr. Adam Herzog, alle drei zz in einen zusammen

zufassen und führt aus wie, worauf Hr. Ambrrg beantragt,
die weitere Verhandlung hierüber zu veittagen und Hrn.

Herzog zu ersuchen, die gewünschie Fassung dem Rath

jchriftlich vorzulegen. Hr. Schürmann verlangt Aufhebung
der Sihung — es ist 12 Uhr — worauf die Versammlung

bereitwillig eintritt.

DÄ

Kleinkäuser durch den Vorschlag den Fälschern zugewiesen
würden, siatt naturliches Getränt zu erhalten; er rust die

Polizei zu größerer Wachsamkeit auf. Hr. Vonmatt glaubt,
der Vorschlag gehe viel zu weit. Hr. Amberg replizirt.
dr. Werder erzahlt der Versammlung viel Detail über den

Alkeholgenuß in den Kantonen Lutzern und Vern und wünscht

Verjchiebung der weitern Berathung über diesenParagraph
dis die Bundesversammlung über die—A
enlschieden habe. Vlit 17 gegen 33 Stinumen wird der

Zusatzantrag Auberg angenommen.

Bei z 5 entspinnt sich eine Diskussion über die Höhe
der Patentgebühren sür Wein und Comesiibleshandlungen.
Die Rommission will bis auf 1000 Fr. gehen, Hr. Abr.

Stoclet heim bisherigen Ansaß von 300 zr. bleiden. Hr.

NR. Zingg wünscht einen Zusat zu Abs. Z. Mit 15 gegen

28 Stimmen werden 1000 Fr. als Maximum festhefeht
und der Zusatzanttag Zingg angenommen.

J ð passirt unangejochten; bei z7 sagt Hr. Abrah.
Siocker, daß er grundsählich auch fur Veschränkung der
aielen Wirthschaften sei, dasß er jedoch glaube, daß die in

Aussicht genommenen Mittel hiezu in der Praxis sicher

u Chicanen führen werden, so z. BV. die Vorschriften, daß

ichon eine Konzejsionsgebuht ringesordert werde wegen
Umbau, Erhöhung tc. einer Nealwörthschaft. Er be—

antragt daher Strrichung dieser zu rigorosen Vorschrift.
Nach kurzer Erwirderung des Hren. Rot. Zingu ergreift
Hr. Ad. Herzog das Wort, um den Kommissionalantrag
zu techtfertigen. In der Abstimmung wird der z mit dem

Anttag Stocker angenommen. (Forts. folgt.)

Hr. Amberg referirt über die Finanzverlegenheit
der Gemeinde Buchs. Er tritt auf die geschichtlichen Vor—
jänge ein, wie der Großrathsbeschluß vom März, die

muasi Insolvenz;Etklärung durch die Gemeinde selbst vom
3. Juli und die neuerliche Gemeindeversammlung vom

19. August, bei der von 02 Anwesenden von 41 Vürgern

ener Gemeindebeschluß aufgehoben wurde c. Dir neuer

iche Votschaft des Regierungeralhes ist vom 14. Sept.

hatirt und will nun der Gemeinde Buchs dadurch auf

jeljen, daß, nachdem Uffikon dieset 7000 Fr. schenll, die
Staatekassa ebenso viel leistet, und ein Darleihen von 30,000

Franken à 30/0, mit 40/0 in 19 Jahren amortisirbat, ge
macht würde, wogegen Buchs aus seinem Armen und

sapellensond 16,649 Fr. und durch Ecrichtung einer Gült
auf die ganze Gemeinde im Betrage von 10,000 Fr. das

Darleihen saustpfändlich zu sichern härte. Der Regierungs
zaih will sodann die Gemeinde Vuchs überhin noch so

ange untet Vormundschaft stellen, bis dieses Darleihen
zurückbezahlt ist; die Kommission ist mit dem Regierungs
ralh einverstanden. Der berreffende „neuerliche“ Dekrets
zorschlag enthalt dann außer der bereits erwahnten finan

iellen Rachhilje auch andere vocmundschaftliche Vorschriften
mit den Folgen einer regelrechten Bevormundung. Hr.
RNR. Jost und Rejerent Amberg grben noch kurz einige
Ausschlusse. Hr. Kand. Herzog hegt immer noch Zweisel,
ob Buchs nun geholfen sei. Hr. NR. Jost, der diese

caurige Gemeindesache bald auswendig kennt, beruhigt
hn durch ein ganz minutiöses Delail hierüber.

Die Detailberathung und Abstimmung führte einzlg
u der Abänderung, daß der Große Rath die Vevormum

zung aufheben kann, wenn der Ausweis“ gründlichet

Vesserung vorliegt. Hr. Stuher macht nun aufmeirksam,
daß beim Dekret vom 9. März die Gemeinde Buchs an

geftagt wurde, ob sie daeselbe annehnten wolle, währeud
nan das heutige ihr eigentlich aujoklroyire, wogegen er

aichts einwende, jedoch zur Schaffung eines Präjudiz sür
ihnliche Falle im Eingang die Einschaltung: „unter Hin
wveis auf den z 108, Abs. 4, 5 und 6 des Org.Ges.“ vor

chlage. Hr. RR. Jost hält dieß nicht für nöthig und be
zründet seine Ansicht ausführlich.
—DV

des Vorreduers wohl anschließen könne, allein daß er es

am so nöthiger jand, die Anregung zu machen, weil ge—

mäß dem Inhalt der „Votschast“ jelbst, der Negierungs
cath über die Kompelenzsrage gar nicht so sicher zu sein
ichrine. Hr. Ad. Herzog glaubt den beantragten Zusatz nicht
nothig. Derselbe wird mit 51 gegen 26 Slimmen ange

nommen. Das ganze Dekret hierauf einstimmig. Hiemit

ware diese traurige Angelegenheit einstweilen erledigt.

8 jolgt die zweile Veralhung über WechseleVe—
reibung und ·Prozeß. Rrferent Amberg. Er tritt
uuf die Uisachen dieses neuen Gesebesvorschlages ein: Ver

einfachung, Veseiligung unnöthiger Kosten wie die Wechsel
Exelution, das schweiz. Obligalionenrecht u. s. w. Schließ

lich trägt er darauf an, als Grundlage der zweiten Ve

zathung den „Vorschlag der Kommission vom 12. Sept.

abhin“ anzunehmen und nicht den des Regierungérathes,
vas stillschweigend anerkannt wird.

In der Detailberathung passirtz1, der nur im
dandelsregister Eingetragene der Wechselbetreibung unter
ditst, unangefochten, ebenso z2, handelnd vom Protest.

z3 handelt von der Wechsel Betteibung, zu der Hr.
Ad. Herzog bemerkt, es sollle die Vorschrist Uber die Frist
ur Ziehung der Aufrechnung gestrichen werden und dieß

hegrundet. Hr. Amberg kann sich hiemit einderstanden er
lären, wogegen Hr. Kand. Herzog opponirt. Hr. Gerichts
chreiber Räber macht sehr zutteffend darauf aufmerksam,
daß die ähnliche Vorschrift im alten Gesey Aufnahme fand,
bell man zur Zeit, als Jeder wechselsähig war, das plöh

iche ‚ubersrellen“ der Schuldner verhuüten wollle, während
jeute die Wechselsähigleit beschränkt und darum der Wechsel

Eidgenossenschaft.
Militärisches. Ueber das Desiliren der IV. Division

hat sich einer der sremden Offigiere laut dem Verichterstatter
der „N. ZaZtg.“ wie jolgt ausgesprochen: „Das an der

Spihe der Division marschirende Schubenbalailion hat keinen

besonders günstigen Eindruck gemacht; man hälle vondieser

EliteTruppe mehr erwarlen dürsen. Die Füsilier: Negi
menter deslitien in ungleichem Tempo, meistens zu lang

sam und nicht immer gut ausgerichtet. Die—XCC
defilitie im Trabe ebenfalls nicht mit der von dieser Waffe
oerlangten Präzision. Die Artillerie dagegen machte kinen
sehr günstigen Eindruck. Sie desilirte im Trabe sicher und

ichneidig. Von den Fußtruppen marschirte amtadellosesten
n Richtung, Tempo und Haltung das Geniebataillon

Richtig ist, daß unsere Truppen auf denParademarsch
nicht eingeübt sind, was im Ganzen wenig zu bedeuten
hat, wenn es nur am Wesentlichen nicht fehlt.

— Neue Bankunoten. Dem „Vund“ wird offizios mit

getheilt, wenn das Verschmieren der neuen Banknoten

durch Anbringen von Firmastempeln, durch welches
unter Umständen eine wesentliche Erschwerung der Unter

scheidung zwischen ächten und jalschen Stücken veranlaßt
werden könne, fortgesett werden sollle, so wäre das eidg.
Finanidepartenment genöthigt, seinerseiißs vorab in Er
wägung zu ziehen, ob bestempelte oder beschriebene Bank

aoten von der Annahme an der eidgenöfsischen Kasse

nicht auszuschließen seien.

— Schweiz. Gemelnnüthige Gesellschaft. (Korresp. aus

Frauenfeld.) Die 61. Jahresversemmlung nahmMoutagt
in Frauenfeld ihren Anfang, nachdem die Statistiker kaum

die Räume des Nathhauses verlassen hatten. Zuerst fand

Sibung der grotgen Zentralkommission stati und am Diendtag
Morgen eröffnete Hr. Pfr. Christinger mit einem lebens

oollen Vilde des gesammten Strebens und Schaffens auf
gemeinniltzigem, gewerblichem und landwirthschaftlichem Bo
den des Kis. Thurgau die Hauptversammlung, der, wie er

bedauernd sagle, nicht auch die Frage der kolonisatorischen
Auswanderung habe vorgelegt werden können. Das sei
auch eine brennende Frage.

Seminardirelklor Rebsamen begann nun sein Referat

Aber die erzieherische Aufgabe der Volksschule mit beson
derer Rücksicht auf die sinlichen und vollewirthschastlichen
Zustände der Gegenwart. Der Redner wies auf den üm—

Sitzung vom 20. Sepiember.

Das Prasidium eroffnet einen gestern eingelangten
Vorschlag des Regierungsrathes hetreffend die Siellen des
Pfarrers, Dekonomen und 2. Meisierknechtes der Straj
anstalt und beantragt Zuweisung an die in Sachen bereits

destellte Kommission, da die Sache nicht dringlich sei und

oorläusig leine definitiveRegelungerheische;aunenommen.
Hierauf folgt Forisezung der Verathung über das

Wechselgesetß. Der Reserent beautragt Vorgehen nach
dem Antrage Herzog, was beliebt. Hr. Degen schlägt den

Zujaß zu g 10 vor, daß nach 10 Tagen Frisi der Wechsel
läger nach dem ordentlichen Zivilweg vorgehen milsse, was
jedoch abgelehnt wird.

Die zz 10, 11, 12, 13 und 14 werden unverändert

genommen; sie sehen fest, daß Klage und Antwort je
ängstens innert 10 Tagen eingereicht sein müssen, daß
ver Beklagte sich nur wechselrechtlicher Einreden be—

dienen könne, oder solcher, die ihm unmitlelbar gegen
den Klager zustehen.

z 185 handelt von der Nückgabe der deponitten Wechsel

summe und zahlt die Vedingungen hirzu aus: Versaumung
der Fristen.

gz 16221 werden nach dem Entwurf der Kominission,
aind schließlich dazs Geseh in lubo angenommen.

Es jolgt uun die weite Verathung des Wirthschafta
jese des. Rejerent Amberg beanlragt Eintreten nach dem
Vorschlag der ersten Verathung. Dieß wird beschlossen.
Die Kommission schlägt einige nicht seht wesentliche Ju—
sähe zum Entwurf vor. Nachdem die z3 1, 2 und 3 an

zenomimen sind, schlägt Referent Amberg oor, bei z 4 den

jenigen, welche zum eigenen Obstertrag noch zukaufen,
den Kleinverlauf zu verbieten; er stüht sich hiebei auf

seine Erfahrung als Amtsstalthalter über den vorkommen
den Mißbrauch der bisherigen Freiheit im Kleinverlauf.
Ix. RR. Zingg opponirt und verwelst auf Härten, die
adurch eintreten müßten. Hr. Wüest weist nach, daß die
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